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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Aufrüstung der Geheimdienste stoppen 

Antrag der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 18/2804 (neu) 

 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
20. März 2015 überwiesenen Antrag der Fraktion der PIRATEN in mehreren Sitzun-
gen befasst und hierzu Stellungnahmen des Verfassungsschutzes Schleswig-
Holstein und des Landesdatenschutzbeauftragten eingeholt. Im Rahmen der Aus-
schussberatungen legten die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
die Abgeordneten des SSW einen Änderungsantrag zu dem Antrag vor, der in münd-
lich geänderter Fassung die Mehrheit der Stimmen im Ausschuss erhielt. Der Aus-
schuss schloss seine Beratungen in seiner Sitzung am 6. Mai 2015 ab. 

Mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die Stim-
men von CDU und FDP bei Enthaltung der Stimme der PIRATEN empfiehlt er dem 
Landtag die Annahme des Antrags in der folgenden geänderten Fassung:  

- Jeder Einsatz von Vertrauensleuten in Bezug auf das Beobachtungsob-
jekt zur Informationsbeschaffung sollte im jeweiligen Einzelfall dem Zu-
stimmungsvorbehalt eines parlamentarischen Kontrollgremiums unterlie-
gen.  

- Der Einsatz von Vertrauensleuten, die rechtskräftig wegen eines Verbre-
chens verurteilt worden sind, sollte auch im Fall einer Bewährungsstrafe 
untersagt sein. Abweichungen vom Ausschluss sollten nicht von der Be-
hördenleitung allein getroffen werden können, sondern dem Zustim-
mungsvorbehalt des Parlamentarischen Kontrollgremiums unterliegen.  

- Die Tätigkeit darf nicht dauerhafte und wesentliche Lebensgrundlage 
sein, die vorgesehene Beschränkung auf „alleinige Lebensgrundlage“ ist 
nicht ausreichend. 
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- Der zu begrüßende verpflichtende Austausch relevanter Informationen, 
insbesondere Erkenntnisse zu schwerwiegenden Straftaten, muss an 
streng und eindeutig formulierte Voraussetzungen der Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit gebunden sein, die sich direkt aus dem Gesetz erge-
ben.  

- Nachrichtendienstliche Tätigkeiten entziehen sich notwendigerweise einer 
allgemeinen Transparenz, deshalb müssen die Kontrollmöglichkeiten der 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(BfDI) gestärkt werden. Die BfDI muss Zugang zu allen Informationen er-
halten, die für die Wahrnehmung ihrer Kontrolltätigkeit erforderlich sind.  

- Das Parlamentarische Kontrollgremium sollte auch Personen, die nicht 
Angehörige der Nachrichtendienste sind (z. B. BKA oder Staatsanwalt-
schaften) anhören können, um ein umfassendes und vollständiges Bild zu 
erhalten.  

- Es ist sicherzustellen, dass die Zusammenarbeit mit ausländischen 
Diensten nicht genutzt werden kann, um bei der Informationsbeschaffung 
und -verwertung deutsches Recht zu umgehen. Des Weiteren ist auszu-
schließen, dass die Zusammenarbeit dazu genutzt wird, inländische na-
türliche oder juristische Personen, Institutionen und Einrichtungen in 
rechtswidriger Weise auszuspähen oder dabei Hilfe zu leisten. 

 

 

 

 

gez. 
Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 


